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Überblick 
 Vor dem Hintergrund der Drohungen der Organisation Islamischer Dschihad in Palästina 

(PIJ), wegen der Sprengung des terroristischen Tunnels und des Todes ihrer Aktivisten zu 

reagieren, warnte Generalmajor Yoav (Poly) Mordechai, Koordinator der 

Regierungstätigkeiten in den Gebieten (COGAT), dass Israel bei einem Angriff der 

Organisation mit Gewalt und Entschlossenheit reagieren wird. Diese Antwort wird sich 

nicht nur gegen die PIJ sondern auch gegen die Hamas richten. 

 Die PIJ reagierte mit einer Erklärung, wonach die Organisation das Recht besitze, auf 

"Aggression" zu reagieren, und dass die israelischen Drohungen als eine 

"Kriegserklärung" zu betrachten seien. Die Hamas reagierte mit den Worten, dass die 

Ankündigung des COGATs die Panik und Verwirrung in Israel vor einer Reaktion des 

"Widerstands" reflektieren. In der Reaktion der Hamas fehlten jedoch die Drohungen und 

Angriffe wie jene, die in der Reaktion der PIJ auftauchten. 

 Die Übertragung der Kontrolle im Gazastreifen wird im Einklang mit dem 

Versöhnungsabkommen zwischen der Fatah und der Hamas fortgesetzt. Inzwischen tauchen 

auf der Oberfläche grundlegende Fragen auf, die den Fortschritt behindern und 

Spannungen sowie Meinungsverschiedenheiten verursachen. Im Zentrum der 

Kontroverse stehen die Fragen der Entwaffnung der Sicherheitskräfte der Hamas und die 

wirksame Übertragung der Kontrolle über die Sicherheitsdienste an die 

Palästinensische Autonomiebehörde. Während PA-Sprecher "eine Palästinensische 

Autonomiebehörde und eine Waffe" fordern, äußern Hamas-Sprecher weiterhin die totale 

Ablehnung der Entwaffnung ihrer Organisation und die Überführung der Sicherheitsdienste 

an die PA. 

Nachrichten zum Terror und zum  
israelisch-palästinensischen Konflikt 

(8. – 14. November 2017) 
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Demonstrationen und Ausschreitungen 

• Die Demonstrationen und Ausschreitungen in Judäa und Samaria wurden fortgesetzt. 

Dabei handelte es sich überwiegend um Vorfälle, bei denen Steine und Molotow-Cocktails 

geworfen wurden. Die israelischen Sicherheitskräfte vereitelten eine Reihe von Angriffen und 

nahmen mehrere dutzend Terrorverdächtige fest. 

 Im Folgenden einige nennenswerte Ereignisse: 

 Am 13. November 2017 wurden Steine auf ein israelisches Fahrzeug geworfen, das in 

der Nähe von Deir Nadham westlich von Ramallah fuhr. Es gab zwar keine Verletzten, 

das Fahrzeug wurde jedoch beschädigt (Facebook-Seite von Shehab, 13. November 

2017). 

 

Das israelische Fahrzeug, das in der Nähe von Deir Nadham westlich von Ramallah mit 
Steinen beworfen wurde (Facebook-Seite von Schehab, 3. November 2017 1) 

 
 Am 11. November 2017 wurde ein Molotow-Cocktail in Richtung Rachels Grab in 

Bethlehem geworfen. Es gab keine Verletzten. Es wurde jedoch Schaden verursacht 

(Facebook-Seite von MivzakLive/Red Alert, 11. November 2017). 

 Am 10. November 2017 nahm eine IDF-Einheit eine Reihe von Palästinensern fest, 

nachdem diese versucht hatten, in die Siedlung Neve Daniel in Gusch Etzion zu 

infiltrieren (Facebook-Seite von MivzakLive/Red Alert, 10. November 2017). 

 Am 10. November 2017 wurde eine IDF-Einheit an der Einfahrt zum Dorf Bet Furik 

östlich von Nablus mit Steinen angegriffen (Facebook-Seite von Bet Furik, 10. 

November 2017). 
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Angriff eines IDF-Jeeps in Bet Furik östlich von Nablus  

(Facebook-Seite von Bet Furik zuerst, 10. November 2017) 
 

 Am 9. November 2017 nahmen israelische Sicherheitskräfte einen Palästinenser fest, 

der sich auf dem Weg befand, einen Angriff in der Nähe von Kochav Yaakov (Region 

Benjamin) zu verüben. In der Tasche des Palästinensers befand sich ein Koran und zwei 

Messer (Facebook-Seite von MivzakLive/Red Alert, 9. November 2017). 

 
Zwei Messer und ein Koran wurden in der Tasche des festgenommenen Palästinensers 

gefunden (Ma'an Nachrichtenagentur, 8. November 2017) 
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Bedeutende Angriffe in Judäa, Samaria und Jerusalem  
im vergangenen Jahr1 

 

 

 

 

 

 

 

Der Süden Israels  
Der Raketenbeschuss 

  In der vergangenen Woche wurde kein Raketeneinschlag auf israelischem Gebiet 

registriert. 

Raketeneinschläge in Israel im Monatsdurchschnitt  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Sechs der Raketen, die im Februar 2017 abgestürzt waren, wurden von der Sinai-Halbinsel aus, 
aller Wahrscheinlichkeit nach von Aktivisten der Sinai-Provinz des IS, auf Israel abgefeuert. Im 
April 2017 wurde von der Sinai-Halbinsel aus eine Rakete von Aktivisten der Sinai-Provinz des IS 
auf Israel abgefeuert. Im Oktober 2017 wurden zwei Raketen aus dem Norden der Sinai-Halbinsel 

                                                
1 Als bedeutende Angriffe bewerten wir Schuss-, Auto- und Messer-Angriffe, das Platzieren von Sprengsätzen oder 
kombinierte Angriffe. Das Werfen von Steinen und Molotow-Cocktails ist hier nicht mit inbegriffen. 
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von einem Zweig des IS auf der Sinai-Halbinsel abgefeuert. Die Raketen stürzten auf dem Gebiet 
des Regionalverbands Eschkol ab. 

 

Raketeneinschläge in Israel im Jahresdurchschnitt  
seit Januar 2006  

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Gazastreifen 
Israel warnt die PIJ vor Racheangriffen 

 Vor dem Hintergrund der Drohungen der Organisation Islamischer Dschihad in Palästina 

(PIJ) wegen des Todes ihrer Aktivisten im terroristischen Tunnel, der von Israel gesprengt 

wurde, warnte Generalmajor Yoav (Poly) Mordechai, Koordinator der Regierungstätigkeiten 

in den Gebieten (COGAT), in einem arabischsprachigen Video die Anführer der PIJ und der 

Hamas, dass Israel bei einem Angriff der PIJ mit Gewalt und Entschlossenheit nicht nur 

gegen die PIJ sondern auch gegen die Hamas reagieren wird. Er wies darauf hin, dass 

Israel den terroristischen Tunnel auf eigenem Hoheitsgebiet gesprengt habe. Er fügte hinzu, 

dass sich die israelische Regierung im Klaren darüber sei, dass die PIJ einen Racheakt 

vorbereitet, und sagte: "Wir raten der Führung der PIJ in Damaskus, dem Generalsekretär 

Ramadan Schallah und dem stellvertretenden Generalsekretär Ziad al-Nakhalah: Nehmt die 

Kontrolle in die Hände, sonst werdet ihr für die Folgen haften müssen (Website des 

Koordinators der Regierungstätigkeiten in den Gebieten, 10. November 2017). 
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 Die PIJ reagierte mit einer offiziellen Erklärung, wonach die Organisation das Recht 

besitze, auf jede Aggression, einschließlich der Sprengung des Tunnels, zu reagieren. In 

der Erklärung heißt es weiter, dass die israelischen Drohungen, der Führung der 

Organisation Schaden zuzufügen, als eine "Kriegserklärung" zu betrachten seien (Filastin 

al-Yawm, 12. November 2017). Leitende Beamte der PIJ drohten weiter, dass sie scharf 

reagieren werden: 

 Khaled al-Batasch, hochrangiges Mitglied der PIJ, sagte, dass die anhaltenden Drohungen 

gegen das palästinensische Volk sowie gegen den Generalsekretär der PIJ und seinen 

Stellvertreter seine Organisation nicht einschüchtern. Er behauptete, dass Israel darauf 

abzielt, die PIJ zu entmutigen und sie somit zu veranlassen, die Entscheidung, Israel zu 

bestrafen, zu überdenken. Jedoch kennt Israel nichts anderes als die Sprache der Gewalt 

und des "Widerstands", und alle Drohungen werden die PIJ nicht daran hindern, mit 

ihrem Programm fortzufahren (der libanesische TV-Kanal al-Mayadeen, 12. November 

2017). In einer weiteren Erklärung sagte Khaled al-Batasch, dass seine Organisation nicht 

untätig sein wird, während ihre Mitglieder umgebracht werden, und dass der 

militärische Arm der Organisation die Befugnis besitzt, über die Reaktion zu entscheiden 

(der libanesische TV-Kanal al-Mayadeen, 13. November 2017). 

 

Khaled al-Batasch während des Interviews beim libanesische TV-Kanal al-Mayadeen  
(al-Mayadeen TV, 12. November 2017) 

 

 Daud Schehab, Sprecher der PIJ, sagte, dass seine Organisation auf das "Verbrechen 

des Tunnels" reagieren wird. Seinen Angaben nach soll die Reaktion in angemessener 

Zeit und an jenem Ort, den die PIJ für richtig befinden wird, durchgeführt werden 

(Paltoday, 12. November 2017). 
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 Auch bei der Hamas reagierte man auf die Kommentare des Koordinators. Fawzi 

Barhum, ein Sprecher im Namen der Hamas, sagte, dass die Drohungen des "sogenannten 

Besatzungskoordinators" Mordechai bezüglich des "Widerstands", die Panik und die 

Verwirrung innerhalb Israels ("das zionistische Gebilde") angesichts einer Reaktion des 

"Widerstands" wegen des Verbrechens, bei dem palästinensische Widerstandskämpfer 

getötet wurden, widerspiegeln (Facebook-Seite von Fawzi Barhum, 12. November 2017). In 

dieser Reaktion der Hamas fehlten jedoch die Drohungen und Angriffe wie jene, die in 

der Reaktion der PIJ auftauchten. 

 

Besuch einer Hamas-Delegation im Libanon 

 Eine hochrangige Delegation der Hamas unter Leitung von Izzat al-Rischk, Mitglied des 

Politbüros der Hamas, besuchte den Libanon. Während des Besuchs trafen die Mitglieder 

der Delegation mit hochrangigen Regierungs- und Militärpersönlichkeiten zusammen, 

einschließlich des libanesischen Präsidenten Michel Aoun und des Parlamentspräsidenten 

Nabih Berri (al-Aqsa TV, 9. November 2017). Darüber hinaus trafen die Mitglieder der 

Delegation General (Generalmajor) Abbas Ibrahim, Chef des allgemeinen 

Sicherheitsdienstes. Im Fokus der Gespräche stand das innerpalästinensische 

Versöhnungsabkommen und weitere Entwicklungen in der palästinensischen Arena (Quds 

Press, 8. November 2017). 

 

 

 

 

 

 

Links: Treffen der Delegation mit dem Chef des allgemeinen Sicherheitsdienstes im Libanon, 
General Abbas Ibrahim (Website von 'Asemat al-Shatat, 8. November 2017) 

Rechts: Treffen der Delegation mit dem libanesischen Präsident Michel Aoun  
(Twitter-Account von Izzat al-Rischk, 10. November 2017) 
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Die innerpalästinensische Versöhnung 
Der Versöhnungsprozess zwischen der Fatah und der Hamas 

 Der Prozess der Übertragung der Kontrolle im Gazastreifen an die Palästinensische 

Autonomiebehörde wird fortgesetzt. Parallel tauchen zwischen den Parteien 

Streitigkeiten bezüglich grundlegender Fragen auf, welche die Umsetzung des 

Abkommens verzögern. Trotz der Meinungsverschiedenheiten erklärt die Hamas ihre 

Bereitschaft, die Vereinbarung einzuhalten. Am 21. November 2017 soll in Kairo ein Treffen 

zwischen allen Parteien zur Konsolidierung der Vereinbarung stattfinden (Filastin al-Yawm, 

8. November 2017). Ägypten sandte bereits offizielle Einladungen an sämtliche Vertreter der 

palästinensischen Organisationen. Auch Ismail Haniyya, Chef des Politbüros der Hamas, hat 

eine offizielle ägyptische Einladung zur Teilnahme erhalten (Webseite der Hamas, 9. 

November 2017). 

 Khalil al-Hayya, Mitglied des Politbüros der Hamas, sagte, dass die zahlreichen Schritte 

von Seiten der Hamas zugunsten der Versöhnung aus der Einsicht über die Notlage des 

palästinensischen Volkes heraus und deren Bedeutung zur Rettung der Einheit des 

palästinensischen nationalen Projekts sowie wegen des Kampfes gegen die Besatzung 

stammen. Er bezeichnete den Fortschritt in Richtung Versöhnung als erfolgreich. Seinen 

Worten zufolge waren die beiden ersten Schritte zur Annahme der Verantwortlichkeit über 

die Regierungsstellen und die Übertragung der Kontrolle über die Grenzübergänge 

erfolgreich. Der Erfolg der ersten Schritte beweise seinen Worten zufolge, dass eine spätere 

Lösung der anderen wichtigen Themen erreicht werden könnte. Er betonte, dass alle 

Streitigkeiten zwischen den Parteien im Rahmen eines Dialogs unter ägyptischer 

Schirmherrschaft gelöst werden könnten (al-Aqsa TV, 8. November 2017). 

Entwaffnung der Sicherheitskräfte der Hamas 

Die PA betont weiterhin die Bedeutung der Entwaffnung des militärischen Arms der 

Hamas und die Übertragung der Kontrolle über deren Sicherheitsdienste. Grund dafür 

ist, um in die Lage zu kommen, ihre Verantwortung für den Gazastreifen im Allgemeinen und 

insbesondere bezüglich der Grenzübergänge zu übernehmen ("eine Palästinensische 

Autonomiebehörde und ein Gewehr"). Auf der anderen Seite drücken hochrangige Beamte 

der Hamas weiterhin ihre absolute Ablehnung der Entwaffnung aus, die von ihnen als 

"rote Linie" definiert wird.  
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Die Position der PA 

 Rami Hamdallah, Premierminister der palästinensischen nationalen Einheitsregierung, 

sagte, dass die PA die Grenzübergänge nicht wirksam betreiben kann, ohne den 

Sicherheitsapparat im Gazastreifen voll unter Kontrolle zu haben. Er rief die Organisationen 

dazu auf, sich zu beeilen, um hierfür eine geeignete Lösung zu finden. Seinen Worten 

zufolge wird die Regierung nicht in der Lage sein, ihre Pläne zur Besserung der zivilen Lage 

auszuführen, ohne eine Lösung für die Frage der Sicherheit zu finden (die offizielle 

Facebook-Seite von Rami Hamdallah, 6. November 2017). In einem Interview mit dem TV-

Sender al-Arabiya sagte Hamdallah, dass die Bereiche der Sicherheitsdienste und Waffen im 

Gazastreifen einer Behörde und einer legitimen Regierung untergestellt werden sollten. 

Diese, sowie die Entscheidung über Krieg und Frieden, gehören seinen Angaben zufolge in 

den Aufsichtsrahmen der politischen Führung (al-Arabiya TV, 10. November 2017; 

Nachrichtenagentur Wataniya, 10. November 2017). 

 Adnan al-Damiri, Sprecher der Sicherheitsdienste der PA in Judäa und Samaria, sagte, 

dass Hamdallahs Worte eine genaue Beschreibung der Situation seien. Seinen Angaben 

zufolge sei die Erklärung Hamdallahs ein Plädoyer an die Organisationen, das Problem der 

Sicherheitsdienste so zu lösen, damit die Regierung in der Lage sein wird, ohne Druck und 

Bedrohung zu handeln und Verantwortung zu übernehmen. Ihm zufolge gibt es rund um das 

Thema Sicherheit keine Quoten oder Partnerschaften von Fraktionen, und was zählt ist das 

Dienstrecht der Sicherheitskräfte von 2005 (Facebook-Seite von Adnan al-Damiri, 7. 

November 2017). 
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 Hazem Atallah, Kommandeur der Polizeidirektion der PA, betonte bei einem Treffen mit 

ausländischen Journalisten, dass der Erfolg der Versöhnung in den Händen der Hamas 

liege, die sich dafür entwaffnen muss. Seinen Worten zufolge wird über eine 

Palästinensische Autonomiebehörde, ein Gesetz und eine Waffe gesprochen. In 

Beantwortung der Frage, ob er dem militärischen Arm der Hamas nach der Übernahme der 

Polizeidienststelle im Gazastreifen ermöglichen wird, seine Waffen zu behalten, antwortete 

Hazem Atallah mit einem "nein". Er konstatierte, dass es für ihn unmöglich sei, für die 

Sicherheit zu bürgen, solange alle Raketen, Waffen und Munitionen im Gazastreifen 

verstreut sind. Gemäß seinen Worten sollen die etwa 8 bis 9 Tausend Polizeibeamte, 

die im Gazastreifen vor der Übernahme der Hamas tätig waren, ihre Positionen 

zurückerhalten (Reuters auf Arabisch, 8. November; Swiss Info, 8. November 2017; al-Quds, 

8. November 2017). 

 
Hazem Atallah, Kommandeur der Polizeidirektion der PA, bei der Pressekonferenz mit 

ausländischen Journalisten (al-Quds, 8. November 2017) 

Die Position der Hamas  

 Hochrangige Beamte der Hamas kritisierten die Aussagen bezüglich ihrer Entwaffnung und 

bezeichneten das Thema weiterhin als "rote Linie". 

 Ismail Haniyya, Chef des Politbüros der Hamas, sagte bei einem Treffen mit 

Studenten der Islamischen Universität in Gazastadt, dass die Hamas ihre Strategie 

bezüglich des "Widerstands" (sprich Terrorismus) beibehalten will. Er betonte, dass es 

keinen Rückzieher oder kein Handeln in Bezug auf das Programm des "Widerstands" 

geben wird. Ihm zufolge wurde die Existenz des "Widerstands" bereits im Kairoer-

Abkommen von 2011 sowie im Protokoll, das kürzlich in Kairo unterzeichnet wurde, 

erwähnt, und deshalb kann niemand die Waffen des "Widerstands" auflösen (PalInfo, 

12. November 2017). 
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Ismail Haniyya und Khalil al-Hayya während des Treffens mit Studenten der Islamischen 

Universität in Gazastadt (Website der Hamas, 12. November 2017) 
 

 Mussa Abu Marzuk, Mitglied des Politbüros der Hamas, sagte während seines 

Aufenthalts in der Türkei, dass die Waffen des "Widerstands" aufgrund des 

Versöhnungsabkommens nicht gefährdet seien. Seinen Worten zufolge seien der 

"Widerstand" und der Besitz von Waffen das Recht des palästinensischen Volkes. 

Er fügte hinzu, dass die Widerstandswaffen von Anbeginn nicht zur Diskussion standen, 

und stellte fest, dass die Lehre aus vergangener Erfahrung gezeigt habe, dass die 

Waffen und nicht der Verhandlungstisch mit den Feinden die Rechte schützen (Arabi21, 

11. November 2017). 

 Muschir al-Masri, hochrangiges Mitglied der Hamas, sagte, dass im Rahmen des 

Kairoer-Abkommen von 2011 festgehalten wurde, dass die Sicherheitsdienste im 

Gazastreifen ihre Tätigkeit nach der Fusion von 3.000 Beamten der PA Kräfte innerhalb 

eines Jahres nach Unterzeichnung der Vereinbarung fortsetzen w. Ihm zufolge 

verstoßen Hamdallahs Worte gegen das Prinzip der nationalen Partnerschaft und 

Zusammenarbeit zwischen den beiden Seiten (Schehab News, 6. November 2017). 

Übertragung der Kontrolle über die Grenzübergänge an die PA  

 Der Grenzübergang Rafah soll planmäßig Mitte November 20017 eröffnet werden. "Eine 

palästinensische Sicherheitsquelle" gab bekannt, dass die Polizeikräfte und 

Zivilschutzteams, die für die Inbetriebnahme des Grenzübergangs verantwortlich sind, die 

laufenden Schritte überwachen, einschließlich der Einrichtung von Beobachtungsposten, 

modernen Kommunikationsnetzen und Installierung von Überwachungskameras. Es werden 

zudem Gespräche mit der Europäischen Union geführt, um erneut ihre Aufsichtsbeamten 

(EUBAM-Mission) am Grenzübergang Rafah zu positionieren (al-Quds al-Arabi, 6. November 

2017). 
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 Die Übertragung der Kontrolle über die Grenzübergänge an die Palästinensische 

Autonomiebehörde warf die Frage der Entwaffnung der Hamas und der anderen 

Organisationen im Gazastreifen sowie die Unterordnung der dortigen Sicherheitskräfte 

unter die PA erneut auf. Die palästinensische nationale Einheitsregierung betonte in ihrer 

wöchentlichen Sitzung, wie wichtig es sei, die Kontrolle und die volle Souveränität über alle 

Grenzübergänge im Gazastreifen zu erhalten. Im Regierungskommunikat wurde behauptet, 

dass die Grenzübergänge ohne eine effektive Kontrolle der Sicherheitsdienste nicht 

funktionieren können. Zudem wurden die palästinensischen Organisationen dazu 

aufgerufen, für das Problem eine schnelle Lösung zu finden (Wafa Nachrichtenagentur, 7. 

November 2017). 

 Iyad al-Bazam, Sprecher des Innenministeriums in Gazastadt, erklärte, dass die Kontrolle 

über die Grenzübergänge vollständig an die Grenzübergangsbehörde übertragen wurde. 

Ihm zufolge wurde der Grenzübergangsbehörde während der Gespräche über die 

Modalitäten zur Übertragung der Grenzübergänge vorgeschlagen, die (von der Hamas 

ernannten) Sicherheitsmechanismen an den Grenzübergängen beizubehalten, um somit 

die PA bei ihrer Arbeit zu unterstützen und ihr zu ermöglichen, die Grenzübergänge 

temporär bis zur endgültigen Implementierung der Sicherheitsanordnungen, gemäß des 

Kairoer-Abkommens, unbeschwert zu betreiben. Er wies darauf hin, dass die 

Grenzübergangsbehörde diesen Vorschlag jedoch abgelehnt habe und darauf bestanden 

habe, dass alle bisherigen Mitarbeiter von dem Gelände entfernt werden, da sie niemanden 

von den Mitarbeitern aus dem Gazastreifen an den Grenzübergängen benötigte (Website des 

Innenministeriums im Gazastreifen, 7. November 2017). 
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 Die erwartete Eröffnung des Grenzübergangs Rafah verursachte aufgrund der Haltung der 

Hamas gegen die Absicht der PA, den Grenzübergang Rafah auf der Grundlage der 2005 

erfolgten Vereinbarung –der zufolge Israel beim Transitverkehr mitwirken kann – zu 

betreiben, eine weitere Kontroverse. Muschir al-Masri, hochrangiges Mitglied der Hamas, 

griff die Position der PA an und sagte, dass dies ein "nationales Verbrechen" darstelle und 

die Tür für eine direkte und indirekte israelische Beteiligung an der palästinensischen Frage 

öffnet (Sama Nachrichtenagentur, 6. November 2017). In einer gemeinsamen Erklärung, die 

von neun palästinensischen Organisationen im Gazastreifen (einschließlich der Hamas und 

der PIJ) unterzeichnet wurde, wurde beschlossen, dass der Grenzübergang Rafah ein 

palästinensisch-ägyptischer Grenzübergang sei. Es wurde zudem zu einer Debatte 

aufgerufen, die zu einer palästinensisch-ägyptischen Vereinbarung führen soll, die parallel 

zur 2005 erfolgten Vereinbarung über die Grenzübergänge in Kraft treten soll (Quds Press, 8. 

November 2017). 

 
Eine Karikatur einer Website, die mit Mohammed Dahlan von der Fatah Bewegung assoziiert ist. 
Diese kritisiert Mahmud Abbas, der den Aktivisten der Hamas im Gazastreifen einen frühzeitigen 

Ruhestand auferlegt. Auf Arabisch: "Geh (in den Ruhestand)!" 
(Website von Karameh Press, 5. November 2017) 

 



14 

 
 
 
 
222-17 

Übertragung von weiteren Ämtern an die PA 

 Das Ministerium für Gesundheit: Dschawad 'Awad, Gesundheitsminister der PA, 

erreichte den Gazastreifen, um die dortige Gesundheitssituation zu diskutieren (Palinfo, 10. 

November 2017). Premierminister Rami Hamdallah sagte, dass auf Anordnung von Mahmud 

Abbas 22 Lastwagen mit Medikamenten und medizinischen Hilfsgütern in den Gazastreifen 

gebracht wurden (Wafa Nachrichtenagentur, 7. November 2017). 

 

 

 

 

 

 

Rami Hamdallah und der palästinensische Gesundheitsminister in Ramallah bei einer 
Pressekonferenz, bevor die medizinischen Hilfsgüter in den Gazastreifen gesandt wurden  

(Wafa Nachrichtenagentur, 8. November 2017) 
 

 Die Landadministrationsbehörde: In einem Interview mit dem TV-Kanal al-Arabiya, der 

aus Dubai sendet, sagte Rami Hamdallah, Premierminister der palästinensischen nationalen 

Einheitsregierung, dass mehrere Probleme während der Übertragung der Behörden im 

Gazastreifen aufgetaucht seien. Eine dieser Behörden ist die Landadministrationsbehörde. 

Hamdallahs Angaben zufolge bestehenden im Gazastreifen Staatsländereien, die während 

der Spaltung mit der Hamas illegal verteilt wurden. Dieses Problem muss laut Hamdallah 

jetzt gelöst werden (al-Wataniya Nachrichtenagentur, 10. November 2017). 
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Kritik der Hamas an der PA 

 Hamas-Sprecher fordern weiterhin, dass Mahmud Abbas die Sanktionen gegen den 

Gazastreifen als Teil des Versöhnungsprozesses mit sofortiger Wirkung aufheben soll. 

Khalil al-Hayya, Mitglied des Politbüros der Hamas, rief die palästinensische nationale 

Einheitsregierung auf, die Sanktionen aufzuheben. Seinen Angaben zufolge wird die Hamas 

den Prozess beschleunigen, falls der Präsident der PA dies nicht tun wird. Salah Bardawil, 

ebenfalls Mitglied des Politbüros der Hamas, sagte, dass sie auf das für den 21. November 

2017 geplante Treffen in Ägypten warten, um zu verstehen, welche "Ausrede" Mahmud 

Abbas selbst nach der Auflösung des Administrationsausschusses für den Gazastreifen durch 

die Hamas für die Beibehaltung der Sanktionen habe ('al-Aqsa TV, 13. November 2017). 

 Hamas Beamte kritisierten zudem die fortführenden Festnahmen von Hamas-

Aktivisten in Judäa und Samaria. Khalil al-Hayya erklärte, dass die Versöhnung in Judäa 

und Samaria nicht zu spüren sei, und sagte, dass die Versöhnung schwierig verlaufen wird, 

falls sie die Menschen selbst nicht anstreben können. Seinen Worten zufolge gilt die 

Versöhnung nicht dem Gazastreifen alleine. Eine Versöhnung ist nur dann erfolgreich, wenn 

alle ihre Früchte genießen können. Al-Hayya betonte, dass sich die Hamas-Aktivisten in 

Judäa und Samaria so frei fühlen müssten, wie es die Fatah-Aktivisten im Gazastreifen tun 

(Website von al-Aqsa TV, 8. November 2017). 

 Nach Fawzi Barhum, ein Sprecher im Namen der Hamas, handele es sich bei dem Kairoer 

Treffen um eine umfassende nationale Debatte, die zwecks der Vereinbarung über die 

Einzelheiten der Fragen bezüglich der Zukunft der Palästinenser geführt werden soll. 

Barhum zufolge werden die "politischen Festnahmen" von Seiten der PA weitergeführt. 

Gemeint sind dabei die Festnahmen von Hamas-Aktivisten in den Gebieten der PA. Dies 

führe zu Ressentiments bei den dortigen Bewohnern, die die "positiven Ergebnisse" der 

Versöhnung nicht verspüren (Schehab News, den 12. November 2017).  
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Eine Karikatur, die den Bürokratismus bei der Umsetzung des Versöhnungsabkommens 

kritisiert, wodurch der Gazastreifen ohne Luft eingekerkert bleibt. Auf Arabisch: "Austritt aus 
dem Engpass..."; "Bürokratismus" (Facebook-Seite von Ismail al-Bazam, 12. November 2017) 

 

Die Palästinensische Autonomiebehörde  
Hamas kritisiert die Wiederaufnahme der Sicherheitskoordinierung 
mit Israel 

 Vor dem Hintergrund der kursierenden Informationen in Bezug auf die Wiederaufnahme 

der Sicherheitskoordinierung zwischen der PA und Israel, kritisierten hochrangige Mitglieder 

der Hamas und der Organisation Islamischer Dschihad in Palästina (PIJ) die PA aufs 

Schärfste: 

 Fawzi Barhum, ein Sprecher im Namen der Hamas, sagte, dass die Entscheidung der 

PA die Hamas überrascht habe. Seinen Worten zufolge berge dieser Schritt eine große 

Gefahr für das palästinensische Volk, für seine Einheit und für seine Rechte. Ihm zufolge 

schädige die Sicherheitskoordinierung mit Israel dem Ruf des palästinensischen 

Volkes, seinem Kampf und seiner Geschichte. Er forderte, allgemeinen Druck auf die PA 

auszuüben, damit diese die Koordinierung stoppt (Schehab News, 9. November 2017). 

 Muhammad al-Hindi, Mitglied des Politbüros der PIJ im Gazastreifen, verurteilte 

vehement "das Beharren der PA auf die Sicherheitskoordinierung mit Israel". Seinen 

Worten zufolge müssen sich diejenigen, die diese Politik annehmen, schämen (al-

Istiqlal, 11. November 2017; Facebook-Seite des Vision-Zentrums für politische 

Entwicklung, 11. November 2017). 
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 "Ein hochrangiger palästinensischer Sicherheitsbeamter" sagte in einem Gespräch mit der 

israelischen Nachrichtenagentur ynet, dass die Sicherheitsdienste der PA im Laufe des 

Monats Oktober 2017 sieben Angriffe gegen israelische Ziele in Judäa und Samaria vereitelt 

haben. Seinen Worten zufolge sollten die Angriffe mit Schusswaffen, Sprengsätzen und 

Messern verübt werden. Die palästinensischen Sicherheitsdienste nahmen während dieses 

Monats trotz des Versöhnungsprozesses zwischen der Fatah und der Hamas Dutzende von 

Hamas-Aktivisten in Judäa und Samaria fest. Darüber hinaus wurden Waffen, Munitionen 

und Geldsummen, die zur Finanzierung von Terroraktivitäten dienen sollten, 

beschlagnahmt. In Folge dieser Handlungen trat die Hamas öffentlich an Premierminister 

Rami Hamdallah heran und forderte, den Sicherheitsdiensten den Befehl zu erteilen, die 

Festnahmen, die sie als "Verbrechen" bezeichnet, zu stoppen (Facebook-Seite von ynet, 7. 

November 2017). 

Israel hat im nördlichen Samaria einen hochrangigen 
Kommandanten der PIJ festgenommen 

 Am 13. November 21017 nahmen israelische Sicherheitskräfte Tareq Ka'adan, einen 

hochrangigen Kommandanten der PIJ im nördlichen Samaria in seinem Heimatdorf Arraba 

südlich von Dschenin fest.2 Die Organisation PIJ gab eine Erklärung ab, die die Festnahme 

verurteilt und Israel die volle Verantwortung für seine Gesundheit überträgt (Paltoday, 13. 

November 2017). Khader Adnan, leitendes Mitglied der PIJ, reagierte auf die Festnahme und 

sagte, dass diese Teil einer Welle von eskalierenden Angriffen der israelischen Streitkräfte 

gegen die PIJ und das palästinensische Volk sei (Dunia al-Watan, 13. November 2017). 

  

                                                
2 Tarek Ka'adan (45), verheiratet mit fünf Kindern, wurde in den vergangenen Jahren 15 Mal von Israel 
festgenommen und verbrachte insgesamt 19 Jahre in israelischen Gefängnissen. Währenddessen fungierte er als 
führendes Mitglied der PIJ innerhalb der Gefängnisse (Paltoday, 13. November 2017). 
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Tareq Ka'adan während eines Interviews mit dem Radio Sawt al-Quds (das vom 

Gazastreifen aus sendet und mit der Organisation PIJ assoziiert ist). Das Interview fand 
am Jahrestag des Todes von Fathi Fathi Schkaki, Mitbegründer und Generalsekretär der 

PIJ, statt  (YouTube-Kanal von Radio Sawt al-Quds, 22. Oktober 2017) 
 

Die Propagandakampagne 
Ereignisse anlässlich des 13. Jahrestags des Todes von Jassir Arafat 

 Der 13. Jahrestag von Yasser Arafats Tod stand in diesem Jahr unter dem Zeichen des 

Versöhnungsprozess und der anhaltenden inneren Spannung zwischen den Anhängern von 

Mahmud Abbas und Mohammed Dahlan (ehem. Chef des palästinensischen Geheimdienstes 

und Abbas' größter Rivale). In Übereinstimmung mit einer Anfrage der Fatah an das 

Innenministerium im Gazastreifen wurde eine Zusammenarbeit zwischen der Fatah und den 

Sicherheitsdiensten im Gazastreifen bezüglich der Sicherheit einer dortigen Kundgebung 

der Fatah durchgeführt. Alle Sicherheitsdienste, einschließlich der Polizei, beteiligten sich an 

der Sicherung der Veranstaltung. Zusätzlich wurde ein Krisenraum eingerichtet, um die 

Ereignisse vor Ort zu überwachen (al-Aqsa TV, 11. November 2017). 

 Im Gazastreifen fanden zwei getrennte Kundgebungen statt: die Haupt-Kundgebung 

von Anhängern von Mahmud Abbas und eine separate Kundgebung von Anhängern von 

Mohammed Dahlan, die eine positive Berichterstattung in den Medien, die mit der Hamas 

assoziiert werden, gewann. An der ersten Kundgebung beteiligte sich ein großes Publikum, 

darunter auch Aktivisten der Hamas und der PIJ. Aktivisten der Hamas, darunter Khalil al-

Hayya, Mitglied des Politbüros der Hamas, der sich auch an die Teilnehmer wandte, 

beteiligten sich auch an der zweiten Kundgebung. 
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 Mahmud Abbas richtete sich bei der Kundgebung an die Bewohner des Gazastreifens und 

sagte, dass eine prompte Ausführung des Versöhnungsvertrags und die vollständige 

Übertragung der Staatsgewalt an die PA zweifellos zur Linderung ihrer Leiden und zu einer 

Hoffnung auf eine bessere Zukunft führen werde. Er betonte, dass sie alle ein Volk seien, und 

dass es "kein Land im Gazastreifen und keinen Staat ohne den Gazastreifen" gebe (Wafa 

Nachrichtenagentur, 11. November 2017). Ismail Radwan, hochrangiges Hamas Mitglied, 

kritisierte Abbas' Bemerkungen bei der Kundgebung und definierte die Rede als 

enttäuschend, da Abbas während der Rede nicht die Aufhebung der Sanktionen gegen den 

Gazastreife erklärt hatte. 

 

 

 

 

 

 

 

Links: Kundgebung der Fatah im Gazastreifen anlässlich des 13. Jahrestags von Arafats Tod  
(Wafa Nachrichtenagentur, 11. November 2017) 

Links: Khalil al-Hayya spricht bei der Kundgebung, die von den Anhängern von Mohammed Dahlan 
organisiert wurde (Paltoday, 9. November 2017) 

 
 


